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Zuweisung von Wohnraum, mit der Registrierung von Bür­
gern, die Wohnraum benötigen, mit der Reihenfolge der 
Zuweisung von Wohnraum u. a. m. verbunden sind.

Das neue Gesetz bestimmt einheitlich für den gesamten 
Staat die Ordnung für die Registrierung von Bürgern, de­
ren Wohnverhältnisse einer Verbesserung bedürfen. Ge­
genwärtig werden diese Fragen in den Unionsrepubliken 
unterschiedlich behandelt. In einigen von ihnen muß sich 
der Bürger entweder am Wohnort beim Exekutivkomitee 
des Sowjets der Volksdeputierten oder am Arbeitsort re­
gistrieren lassen. Dabei muß beachtet werden, daß der Bür­
ger, wenn er in Betrieben und Einrichtungen arbeitet, die 
einen eigenen Wohnungsfonds haben und für die vorrangig 
Wohnungen gebaut werden, nur in diesem Betrieb oder in 
dieser Einrichtung registriert werden kann.

Die Grundlagen ändern dieses Verfahren und räumen 
den Bürgern das Recht ein, sich nicht nur am Arbeitsort, 
sondern auf Wunsch auch am Wohnort registrieren zu las­
sen. In Art. 20 sind diejenigen Personengruppen aufgeführt, 
deren Wohnverhältnisse einer Verbesserung bedürfen und 
denen vorrangig Wohnungen zuzuweisen sind. Dazu gehö­
ren Invaliden des Großen Vaterländischen Krieges und 
Familien gefallener oder vermißter Soldaten (Partisanen! 
und ihnen gleichzusetzende Personen, Helden der Sowjet­
union und Helden der sozialistischen Arbeit, Personen, die 
an verschiedenen schweren Formen von Krankheiten lei­
den, sowie Arbeiter und Angestellte, die längere Zeit ge­
wissenhaft in der Produktion gearbeitet haben, sowie eine 
Reihe anderer Kategorien von Bürgern. Die Aufzählung 
hat keinen erschöpfenden Charakter. Durch die Gesetzge­
bung der UdSSR und der Unionsrepubliken kann auch an­
deren Kategorien von Bürgern das Recht auf vorrangige 
Bereitstellung von Wohnraum eingeräumt werden.

Die Bestimmung der Größe der Wohnfläche für einen 
Menschen verweisen die Grundlagen in die Kompetenz der 
Gesetzgebung der Unionsrepubliken. Doch darf diese Norm 
nicht weniger als 9 Quadratmeter betragen.

Im neuen Gesetz wird bestimmt, daß der den Bürgern 
zur Nutzung zugewiesene Wohnraum den örtlichen Wohn­
bedingungen entsprechend ausgestattet sein und den fest­
gelegten sanitären und technischen Anforderungen ent­
sprechen muß.

Eine wichtige Garantie für die weitere Verbesserung 
der Wohnbedingungen der Sowjetbürger ist die Bestim­
mung der Grundlagen (Art. 23), daß es bei der Zuweisung 
von Wohnraum nicht gestattet ist, ein Zimmer mit Perso­
nen verschiedenen Geschlechts zu belegen, die älter als 
9 Jahre sind — ausgenommen die Eheleute. Das ist eine 
neue Rechtsnorm, die es früher in der sowjetischen Gesetz­
gebung nicht gegeben hat.

In den Grundlagen ist die Art und Weise der Zuwei­
sung von Wohnraum in Abhängigkeit von der Art des 
Wohnungsfonds ausführlich geregelt. Danach ist die vom 
Exekutivkomitee des Sowjets der Volksdeputierten erteilte 
Wohnungszuweisung die einzige Grundlage für den Ein­
zug in die zugewiesene Wohnung. Bestimmt werden des 
weiteren die Voraussetzungen für die Kraftloserklärung 
einer Wohnungszuweisung. Weiterhin enthalten die 
Grundlagen prinzipielle Leitsätze über die Gleichheit der 
Rechte auf Wohnraum, sowohl für den Mieter selbst als 
auch für die mit ihm gemeinsam wohnenden Mitglieder 
seiner Familie (Art. 26).

Wenn der Wohnraum größer ist, als es für die Anzahl 
der Mieter erforderlich ist, und der Mieter ihn nicht behal­
ten bzw. in diesem größeren Umfang nicht bezahlen will, 
ist der Mieter mit Zustimmung der Familienangehörigen 
berechtigt, vom Exekutivkomitee des örtlichen Sowjets der 
Volksdeputierten oder von Betrieben, Einrichtungen und 
Organisationen (in Abhängigkeit von der Unterstellung 
des Wohnhauses) zu verlangen, daß ihm Wohnraum mit 
geringerem Ausmaß als der gegenwärtig bewohnte zuge­
wiesen wird (Art. 32).

Die Grundlagen enthalten eine Reihe neuer Bestim­
mungen bezüglich der Fragen, die mit der Räumung von

Wohnraum verbunden sind. Die Räumung ist nur auf der 
Grundlage des Gesetzes möglich und ohne Zuweisung an­
deren Wohnraums nur in den Fällen gestattet, die in den 
Grundlagen vorgesehen sind. Die Räumung geht auf dem 
Gerichtsweg vonstatten. Auf dem Verwaltungsweg ist die 
Räumung mit Zustimmung des Staatsanwalts nur zulässig 
gegenüber Personen, die eigenmächtig Wohnraum bezogen 
haben oder die in einsturzgefährdeten Häusern wohnen.

Mit dem neuen Gesetz werden die Grundsätze geregelt, 
die mit der Versorgung der Bürger mit Wohnungen in 
Häusern der Wohnungsbaugenossenschaften und der Nut­
zung dieser Genossenschaftswohnungen verbunden sind. 
Dabei wurden Fragen aufgenommen, die bislang nicht 
durch die Gesetzgebung geregelt waren. So wird z. B. in 
Übereinstimmung mit Art. 42 der Grundlagen einer Woh­
nungsbaugenossenschaft, sofern ein ihr gehörendes Wohn­
haus im Zusammenhang mit der Verwendung des Boden 
für staatliche oder gesellschaftliche Belange abgerissen 
werden soll, als Ersatz für das abgerissene Haus ein gleich­
wertiges Haus als Eigentum übertragen.

Wesentliche Veränderungen wurden in der Gesetzge­
bung auch hinsichtlich derjenigen Fragen vorgenommen, 
die mit der Entschädigung für abzureißende Häuser ver­
bunden sind, die Bürgern als persönliches Eigentum ge­
hören. Bisher erhielt der Eigentümer beim Abbruch eines 
solchen Hauses entweder Entschädigung in Geld oder eine 
staatliche Wohnung. Die Grundlagen legen eine andere 
Ordnung fest: Der Eigentümer des abzureißenden Hauses 
erhält eine den staatlichen Normen entsprechende Woh­
nung und außerdem Wertersatz für das abgerissene Haus, 
andere Bauwerke und Einrichtungen, oder er erhält das 
Recht, die Materialien ihrer Demontage zu verwenden. 
Diese Norm entspricht Art. 13 der Verfassung der UdSSR, 
nach dem das persönliche Eigentum der Bürger vom Staat 
geschützt wird.

Die Annahme der Grundlagen und ihr Inkrafttreten am 
1. Januar 1982 stellen den Gerichten verantwortungsvolle 
Aufgaben. Bei der Anwendung der neuen Gesetze in der 
gerichtlichen Praxis können strittige und unklare Fragen 
auftreten, insbesondere auch deshalb, weil die Gerichte 
einige Kategorien von Sachen erstmals behandeln werden. 
Viele Fragen werden durch den Beschluß des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der UdSSR beantwortet werden, der 
die Ordnung des Inkrafttretens der Grundlagen regelt. 
Große Bedeutung hat auch die rechtzeitige und richtige 
Orientierung der gerichtlichen Praxis in Wohnungsangele­
genheiten durch Leitungshinweise des Plenums des Ober­
sten Gerichts der UdSSR und der Obersten Gerichte der 
Unionsrepubliken.
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heit (§ 36) sowie hinsichtlich weiterer Ersatzansprüche der Ge­
nossenschaftsbauern (§ 37).
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